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83. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. Feber 1970 betreffend den Geltungsbe-
reich des Berner Übereinkommens zum
Schutze von Werken der Literatur und der
Kunst vom 9. September 1886, revidiert in
Berlin am 13. November 1908 und in Rom

am 2. Juni 1928
Nach Mitteilung der Regierung der Schweize-

rischen Eidgenossenschaft hat Neuseeland am
19. November 1964 erklärt, daß das Berner
Übereinkommen zum Schutze von Werken der
Literatur und der Kunst vom 9. September 1886,
revidiert in Berlin am 13. November 1908 und
in Rom am 2. Juni 1928 (BGBl. Nr. 197/1936,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 114/1961) auf die Cook-Inseln
(einschließlich Niue) und die Tokelau-Inseln An-
wendung findet.

Malta und Zypern haben am 28. August 1968
beziehungsweise am 10. September 1968 erklärt,
sich an dieses Übereinkommen gebunden zu er-
achten, dessen Anwendung bereits vor Erlangung
der Unabhängigkeit auf das Gebiet dieser Staaten
ausgedehnt worden war.

Klaus

84. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
21. Feber 1970 betreffend den Geltungs-
bereich der Berner Übereinkunft zum
Schutze von Werken der Literatur und der
Kunst vom 9. September 1886 in der in
Brüssel am 26. Juni 1948 revidierten Fassung

Nach Mitteilung der Regierung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft sind folgende Staaten

der Berner Übereinkunft zum Schutze von
Werken der Literatur und der Kunst in der in
Brüssel am 26. Juni 1948 revidierten Fassung
(BGBl. Nr. 183/1953, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 232/
1967) beigetreten:

Staaten : Datum der Wirksamkeit:

Uruguay 10. Juli 1967
Australien 1. Juni 1969

Anläßlich der Hinterlegung der Beitritts-
urkunde hat Australien folgende Erklärung ab-
gegeben:

Nach Prüfung der erwähnten Übereinkunft
tritt ihr die Regierung des Commonwealth von
Australien in dessen Namen vorbehaltlich der
ausdrücklichen Erklärung bei, daß die Regierung
des Commonwealth von Australien die Bestim-
mungen des Artikels 11 der Übereinkunft unter
der Voraussetzung annimmt, daß es ihr frei
steht, die zur Verhinderung oder Ahndung jedes
Mißbrauchs der den Trägern von Urheberrechten
durch das Recht des Commonwealth von
Australien übertragenen Monopolrechte im
öffentlichen Interesse notwendigen Gesetze zu
erlassen.

Mexiko l) hat anläßlich der Hinterlegung
seiner Beitrittsurkunde erklärt, daß dieser Staat
für Übersetzungen, wenigstens vorläufig, an
Stelle des Artikels 8 die Bestimmungen des Ar-
tikels 5 der im Jahre 1896 in Paris revidierten
Verbandsübereinkunft von 1886 setzen will.
Dieser Vorbehalt stützt sich auf Artikel 25 Ab-
satz 3 der Übereinkunft von 1948.

l) Siehe BGBl. Nr. 232/1967
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Das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland hat angezeigt, daß die vor-
liegende Übereinkunft auch auf das Gebiet von
St. Vincent mit Wirksamkeit vom 1. November
1967 Anwendung findet.

Obervolta l) hat die Übereinkunft am 21. No-
vember 1969 gekündigt. Diese Kündigung tritt

l) Siehe BGBl. Nr. 232/1967

mit Wirksamkeit vom 20. September 1970 in
Kraft.

In der Kundmachung BGBl. Nr. 232/1967 be-
treffend den Geltungsbereich der Übereinkunft
wäre im letzten Absatz der Kundmachung der
Ausdruck „Cypern," zu streichen, da sich die
Mitteilung des Depositärs als irrig erwiesen hat.

Klaus

85.
Nachdem das am 11. Juli 1969 in Washington unterzeichnete Abkommen zwischen der Repu-

blik Österreich und den Vereinigten Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete der friedlichen Verwendung der Atomenergie, dessen Artikel XII Absätze B und C ver-
fassungsändernd sind und welches also lautet:

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DEN VER-
EINIGTEN STAATEN VON AMERIKA
ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT AUF
DEM GEBIETE DER FRIEDLICHEN
VERWENDUNG DER ATOMENERGIE

Im Hinblick darauf, daß die Österreichische
Bundesregierung und die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika am 22. Juli 1959
ein „Abkommen zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika über die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiete der friedlichen Ver-
wendung der Atomenergie" unterzeichnet haben,
das durch die am 11. Juni 1965 unterzeichnete
Vereinbarung abgeändert wurde;

Im Hinblick darauf, daß die Österreichische
Bundesregierung und die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika den Wunsch
haben, ein Forschungs- und Entwicklungspro-
gramm durchzuführen, das die friedliche und
humanitäre Verwendung der Atomenergie zum
Ziele hat, einschließlich der Planung, der Errich-
tung und des Betriebes von energieerzeugenden
Reaktoren und Forschungsreaktoren sowie des
Austausches von Informationen über die Ent-
wicklung anderer friedlicher Verwendungen der
Atomenergie;

Im Hinblick darauf, daß die Österreichische
Bundesregierung und die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika den Wunsch
haben, das vorliegende Abkommen abzuschließen,
um miteinander zur Erreichung der obigen Ziele
zusammenzuarbeiten ;

Im Hinblick darauf, daß es der Wunsch der
vertragschließenden Parteien ist, das am 22. Juli
1959 unterzeichnete „Abkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete der fried-
lichen Verwendung der Atomenergie" in seiner
abgeänderten Fassung durch das vorliegende Ab-
kommen zu ersetzen;
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kommen die vertragschließenden Parteien wie
folgt überein :

ARTIKEL I

Das am 22. Juli 1959 unterzeichnete „Ab-
kommen zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika über die Zusammenarbeit
auf dem Gebiete der friedlichen Verwendung
der Atomenergie" in der geltenden Fassung wird
mit dem Tage des Inkrafttretens des vorliegen-
den Abkommens durch dieses ersetzt.

ARTIKEL II

Für die Zwecke des vorliegenden Abkommens:

(1) bedeutet „Vertragsstaaten" die Republik
Österreich und die Vereinigten Staaten von
Amerika. Es besteht Einverständnis, daß der
Ausdruck „Vertragsstaaten", sofern er sich auf
die Vereinigten Staaten von Amerika bezieht,
die im Namen der Vereinigten Staaten von
Amerika handelnde Kommission einschließt.
„Vertragsstaat" bedeutet einen der obigen „Ver-
tragsstaaten";

(2) bedeutet „Kommission" die Atomenergie-
kommission der Vereinigten Staaten;

(3) bedeutet „Atomwaffen" jedes Gerät, bei
dem Atomenergie Verwendung findet und dessen
Hauptzweck darin besteht, als Waffe, •Waffen-
prototyp oder Waffenprüfgerät oder zu deren
Entwicklung verwendet zu werden, ausgenom-
men Transport- oder Antriebsmittel für das
betreffende Gerät (sofern sie einen davon trenn-
und abteilbaren Bestandteil darstellen);

(4) bedeutet „Nebenprodukte" jedes radio-
aktive Material (ausgenommen besonderes Kern-
material), das bei der Herstellung oder Ver-
wendung von besonderem Kernmaterial anfällt
oder durch die dabei auftretende Bestrahlung
radioaktiv gemacht wurde;

(5) bedeuten „Ausrüstungen und Geräte" und
„Ausrüstungen oder Geräte" alle Instrumente,
Apparaturen oder Einrichtungen, einschließlich
aller Einrichtungen, ausgenommen Atomwaffen,
mit deren Hilfe besonderes Kernmaterial ver-
wendet oder hergestellt werden kann, sowie
deren Bestandteile;

(6) bedeutet „Person" (1) jede Einzelperson,
juristische Person, Personengesellschaft, Firma,
Vereinigung, jedes Treuhandvermögen, jede Ver-
lassenschaft, öffentliche oder private Institution,
Gruppe, Behörde oder staatliches Unternehmen
in den Vereinigten Staaten von Amerika und (2)
jede Einzelperson, öffentliche oder private Insti-
tution oder öffentlich- oder privatrechtliche
juristische Person in der Republik Österreich,
doch schließt der Ausdruck „Person" in keinem
Falle die Vertragsstaaten des vorliegenden Ab-
kommens ein;
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(7) bedeutet „Reaktor" eine Apparatur, jedoch
keine Atomwaffe, in der eine selbständige Spalt-
kettenreaktion durch die Verwendung von Uran,
Plutonium oder Thorium oder einer Verbindung
von Uran, Plutonium oder Thorium in Gang
gehalten wird;

(8) bedeutet „geheimzuhaltende Angaben" alle
Angaben über (1) die Planung, Erzeugung oder
Verwendung von Atomwaffen, (2) die Herstel-
lung von besonderem Kernmaterial oder (3) die
Verwendung von besonderem Kernmaterial bei
der Energieerzeugung, umfaßt jedoch nicht An-
gaben, die von der zuständigen Stelle als nicht
mehr geheimhaltungsbedürftig erklärt oder aus
der Kategorie der geheimzuhaltenden Angaben
gestrichen wurden;

(9) bedeutet „Sicherheitsmaßnahmen" ein
Kontrollsystem, das gewährleisten soll, daß keine
für die friedliche Verwendung der Atomenergie
bestimmten Materialien, Ausrüstungen und Ge-
räte zur Förderung militärischer Zwecke benützt
werden;

(10) bedeutet „Ausgangsmaterial" (1) Uran,
Thorium oder ein anderes Material, das von der
Österreichischen Bundesregierung oder der Kom-
mission als Ausgangsmaterial bezeichnet wird,
oder (2) Erze, die ein oder mehrere der vorge-
nannten Materialien in einer Konzentration ent-
halten, die von der Österreichischen Bundes-
regierung oder der Kommission allenfalls von
Zeit zu Zeit festgesetzt wird;

(11) bedeutet „besonderes Kernmaterial" (1)
Plutonium, im Isotop 233 oder 235 angereichertes
Uran sowie jedes andere Material, das die Öster-
reichische Bundesregierung oder die Kommission
als besonderes Kernmaterial erklärt, oder (2)
jedes mit irgendeinem der obengenannten
Materialien künstlich angereicherte Material;

(12) bedeutet „ersetztes Abkommen" das von
den Vertragsstaaten am 22. Juli 1959 unter-
zeichnete und durch die am 11. Juni 1965 unter-
zeichnete Vereinbarung abgeänderte Abkommen
über die Zusammenarbeit zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika.

ARTIKEL III

A. Nach Maßgabe der Bestimmungen des vor-
liegenden Abkommens, des vorhandenen Perso-
nals und Materials sowie der in ihren Ländern
zum Zeitpunkt der jeweiligen Zusammenarbeit
in Geltung stehenden einschlägigen Gesetze, Vor-
schriften und Lizenzerfordernisse werden die
Vertragsstaaten bei der Durchführung der Ver-
wendung von Atomenergie für friedliche Zwecke
zusammenarbeiten.

B. Im Rahmen des vorliegenden Abkommens
dürfen weder geheimzuhaltende Angaben mit-
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geteilt noch irgendwelche Materialien oder Aus-
rüstungen und Geräte übertragen werden, noch
dürfen irgendwelche Dienstleistungen erbracht
werden, wenn mit der Übertragung solcher
Materialien oder Ausrüstungen und Geräte oder
derartigen Dienstleistungen die Bekanntgabe von
geheimzuhaltenden Angaben verbunden ist.

C. Das vorliegende Abkommen verlangt keinen
Austausch von Informationen, deren Weitergabe
den Vertragsstaaten nicht gestattet ist.

ARTIKEL IV

Nach Maßgabe der Bestimmungen des Arti-
kels III werden die Vertragsstaaten nichtvertrau-
liche Informationen über die Verwendung der
Atomenergie für friedliche Zwecke und die damit
verbundenen Fragen der Gesundheit und Sicher-
heit austauschen. Der im vorliegenden Artikel
vorgesehene Austausch von Informationen wird
durch verschiedene Mittel, einschließlich Berichte,
Vorträge und Besuche in Anlagen, erreicht und
wird Informationen auf folgenden Gebieten um-
fassen:

(1) Entwicklung, Planung, Errichtung, Betrieb
und Verwendung von Forschungs-, Materialprüf-,
Versuchs-, Vorführungs-Leistungsreaktoren und
Leistungsreaktoren sowie Reaktorenexperimen-
ten;

(2) Verwendung radioaktiver Isotope sowie
von Ausgangsmaterial, besonderem Kernmaterial
und Nebenprodukten in der physikalischen,
metallurgischen, chemischen und biologischen
Forschung, in der Medizin, Landwirtschaft und
Industrie;

(3) Fragen der Gesundheit und Sicherheit in
Zusammenhang mit dem Vorstehenden.

ARTIKEL V

A. Materialien, die in Zusammenhang mit den
Gegenständen des vereinbarten Informationsaus-
tausches gemäß Artikel IV und nach Maßgabe
der Bestimmungen des Artikels III von Interesse
sind, einschließlich Ausgangsmaterial, schweres
Wasser, Nebenprodukte, sonstige radioaktive
Isotope, stabile Isotope sowie besonderes Kern-
material für andere Zwecke als die Brennstoff-
beschickung von Reaktoren und Reaktorexperi-
menten, können zwischen den Vertragsstaaten für
vorher bestimmte Anwendungen in den Mengen
und gemäß den Bedingungen und Voraussetzun-
gen, die jeweils vereinbart werden, übertragen
werden, wenn solches Material auf kommerziel-
lem Wege nicht erhältlich ist.

B. Nach Maßgabe der Bestimmungen des
Artikels III und gemäß den jeweils vereinbarten
Bedingungen und Voraussetzungen werden spe-
zielle Forschungseinrichtungen und Einrichtungen
für die Prüfung von Reaktorenmaterialien der
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Vertragsstaaten zur gegenseitigen Verwendung
entsprechend den Beschränkungen in bezug auf
die angemessenerweise verfügbaren Räumlich-
keiten, Anlagen und Personalangehörigen zur
Verfügung gestellt werden, wenn solche Einrich-
tungen auf kommerziellem Wege nicht erhältlich
sind.

C. Bezüglich der Gegenstände des vereinbarten
Informationsaustausches gemäß Artikel IV und
nach Maßgabe der Bestimmungen des Artikels III
können Ausrüstungen und Geräte von einem
Vertragsstaat dem anderen gemäß den Bedin-
gungen und Voraussetzungen, die jeweils verein-
bart werden, übertragen werden. Es wird aner-
kannt, daß solche Übertragungen Einschränkun-
gen unterliegen, die sich aus Versorgungsmängeln
oder sonstigen im Augenblick obwaltenden Um-
ständen ergeben können.

ARTIKEL VI

Für den Gebrauch oder die Verwendung von
Informationen (einschließlich Entwurfsplänen und
technischen Angaben) sowie Materialien, Aus-
rüstungen und Geräten, die auf Grund des vor-
liegenden oder des ersetzten Abkommens zwi-
schen den Vertragsstaaten ausgetauscht oder
übertragen wurden, ist der Vertragsstaat verant-
wortlich, der sie empfängt, und der andere Ver-
tragsstaat übernimmt keine Gewähr für die
Richtigkeit oder Vollständigkeit dieser Informa-
tionen und übernimmt keine Gewähr für die
Eignung solcher Informationen, Materialien, Aus-
rüstungen oder Geräte für eine bestimmte Ver-
wendung oder für irgendeinen bestimmten Ge-
brauch.

ARTIKEL VII

A. Hinsichtlich der Verwendung der Atom-
energie für friedliche Zwecke besteht Einver-
ständnis darüber, daß zwischen jedem Vertrags-
staat oder seiner Hoheitsgewalt unterstehenden
ermächtigten Personen und der Hoheitsgewalt
des anderen Vertragsstaates unterstehenden er-
mächtigten Personen Vereinbarungen für die
Übertragung von Ausrüstungen und Geräten
sowie Materialien, mit Ausnahme von beson-
derem Kernmaterial, wie auch für die Erbringung
diesbezüglicher Dienstleistungen getroffen wer-
den können.

B. Hinsichtlich der Verwendung der Atom-
energie für friedliche Zwecke besteht Einver-
ständnis darüber, daß zwischen jedem Vertrags-
staat oder seiner Hoheitsgewalt unterstehenden
ermächtigten Personen und der Hoheitsgewalt
des anderen Vertragsstaates unterstehenden er-
mächtigten Personen Vereinbarungen für die
Übertragung von besonderem Kernmaterial und
für die Erbringung diesbezüglicher Dienstleistun-
gen für die in den Artikeln V und VIII ange-
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führten Verwendungszwecke und vorbehaltlich
der einschlägigen Bestimmungen des Artikels IX
sowie der Bestimmungen des Artikels X ge-
troffen werden können, dies jedoch mit der
Maßgabe, daß Vereinbarungen, an denen Per-
sonen, die der Hoheitsgewalt der Österreichischen
Bundesregierung unterstehen, beteiligt sein sollen,
erst dann abgeschlossen werden dürfen, wenn die
Österreichische Bundesregierung der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika mitgeteilt
hat, daß die betreffenden Personen zum Abschluß
der hier ins Auge gefaßten Vereinbarungen be-
rechtigt sind.

C. Die Vertragsstaaten vereinbaren, daß die
in den Absätzen A und B dieses Artikels er-
wähnten Tätigkeiten den Bestimmungen des
Artikels III sowie den Maßnahmen der Vertrags-
staaten hinsichtlich Transaktionen, an denen die
in den obigen Absätzen A und B erwähnten
ermächtigten Personen beteiligt sind, unterliegen.

ARTIKEL VIII
A. Während der Laufzeit des vorliegenden

Abkommens und gemäß den im folgenden fest-
gesetzten Bestimmungen wird die Kommission
der Österreichischen Bundesregierung oder,
gemäß Artikel VII, ihrer Hoheitsgewalt unter-
stehenden ermächtigten Personen entsprechend
den jeweils vereinbarten Bedingungen und Vor-
aussetzungen den gesamten Bedarf der Republik
Österreich an im Isotop U-235 angereichtertem
Uran zur Verwendung als Brennstoff in dem
im Anhang zum vorliegenden Abkommen be-
schriebenen Leistungsreaktorprogramm liefern;
hinsichtlich dieses Anhanges können, vorbehalt-
lich der im Artikel X festgelegten mengen-
mäßigen Beschränkung und ohne Änderung
dieses Abkommens, die Vertragsstaaten beson-
dere Übereinkommen schließen, um das im An-
hang beschriebene Leistungsreaktorprogramm
entsprechend den wirtschaftlichen Entwicklungen
und Fortschritten bei der friedlichen Verwen-
dung der Atomenergie abzuändern.

(1) Die Kommission wird solches im Isotop
U-235 angereichertes Uran liefern, indem sie im
gleichen Ausmaß wie für die den Vereinigten
Staaten angehörigen Lizenzberechtigten für Rech-
nung der Österreichischen Bundesregierung oder
ermächtigten Personen für die Erzeugung oder
Anreicherung von im Isotop U-235 angereicher-
tem Uran, oder für beides, Sorge trägt. (Bei
zeitgerechter Benachrichtigung, daß natürliches
Uran, das für eine bestimmte Lieferung von
angereichertem Uran im Rahmen einer solchen
Dienstleistungsvereinbarung erforderlich ist, der
Österreichischen Bundesregierung oder den er-
mächtigten Personen nicht in angemessener Weise
zur Verfügung steht, wird die Kommission bereit
sein, gemäß zu vereinbarenden Bedingungen und
Voraussetzungen das benötigte natürliche Uran
beizustellen.)
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(2) Ungeachtet der Bestimmungen des obigen
Absatzes A (1) kann die Kommission, wenn die
Österreichische Bundesregierung oder die ermäch-
tigten Personen darum ersuchen, nach ihrem Er-
messen im Isotop U-235 angereichertes Uran nach
jeweils vereinbarten Bedingungen und Voraus-
setzungen verkaufen.

B. Die Kommission wird nach jeweiliger Ver-
einbarung der Österreichischen Bundesregierung
oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden ermäch-
tigten Personen im Isotop U-235 angereichertes
Uran zur Verwendung als Brennstoff für be-
stimmte Verwendungen in der Forschung, ein-
schließlich Forschungsreaktoren, Materialprüf reak-
toren und Reaktorexperimente, übertragen. Die
Bedingungen und Voraussetzungen jeder Über-
tragung sind im voraus zu vereinbaren, wobei
Einverständnis darüber besteht, daß es der Kom-
mission im Falle einer Übertragung des Eigentums
an im Isotop U-235 angereichertem Uran frei-
steht, die Vereinbarungen bezüglich der in Ab-
satz A (1) dieses Artikels beschriebenen Ver-
pflichtungen einzuschränken.

ARTIKEL IX

A. In bezug auf Übertragungen von im
Isotop U-235 angereichertem Uran durch die
Kommission gemäß Artikel VII Absatz B und
Artikel VIII besteht Einverständnis darüber, daß

(1) Verträge über die Festsetzung der Mengen,
der Anreicherungen, der Lieferfristen sowie
anderer Bedingungen und Voraussetzungen für
eine Lieferung oder Dienstleistung zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Kom-
mission oder von ihr ermächtigten Personen zeit-
gerecht abgeschlossen werden und

(2) die Preise für den Verkauf von im Isotop
U-235 angereichertem Uran oder die Kosten für
durchgeführte Anreicherungen jenen entsprechen
werden, die zur Zeit der Lieferung für Benützer
in den Vereinigten Staaten von Amerika in
Geltung sind. Die für die Lieferung erforderliche
Voranmeldung wird jener entsprechen, die zur
Zeit der Durchführung einer solchen Voranmel-
dung für Benützer in den Vereinigten Staaten
von Amerika in Geltung ist. Die Kommission
kann sich damit einverstanden erklären, auch auf
kürzerfristige Anmeldung im Isotop U-235 ange-
reichertes Uran zu liefern oder Anreicherungen
vorzunehmen, und zwar unter der Voraussetzung
der Berechnung eines Zuschlages zum üblichen
Grundpreis bzw. den üblichen Kosten, wie ihn
die Kommission für angemessen erachtet, um die
der Kommission auf Grund einer solchen kürzer-
fristigen Anmeldung entstehenden außergewöhn-
lichen Kosten abzudecken.

B. Sollte die Gesamtmenge im Isotop U-235
angereicherten Urans, die beizustellen sich die
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Kommission gemäß dem vorliegenden und
anderen Abkommen über die Zusammenarbeit
bereit erklärt hat, die Höchstmenge im Isotop
U-235 angereicherten Urans erreichen, welche die
Kommission für solche Zwecke zur Verfügung
hat, und sollten die Verträge über die in Arti-
kel X angegebene berichtigte Nettomenge nicht
abgeschlossen worden sein, so kann die Kommis-
sion nach entsprechender Mitteilung verlangen,
daß die Österreichische Bundesregierung oder von
ihr ermächtigte Personen Verträge für das ge-
samte oder für einen Teil des im Isotop
U-235 angereicherten Urans, das zu diesem Zeit-
punkt nicht Gegenstand eines Vertrages ist, ab-
schließen. Es besteht Einverständnis, daß, falls
es im Verfolg eines diesbezüglichen Verlangens
der Kommission zu keinem Vertragsabschluß
kommt, die Kommission hinsichtlich des im
Isotop U-235 angereicherten Urans, für das solche
Verträge auf diese Weise verlangt wurden, von
allen Verpflichtungen enthoben ist.

C. Das auf Grund des vorliegenden Abkom-
mens gelieferte angereicherte Uran kann bis zu
zwanzig Prozent (20%) im Isotop U-235 ent-
halten. Ein Teil des auf Grund des vorliegenden
Abkommens gelieferten im Isotop U-235 ange-
reicherten Urans kann als Material zur Verfügung
gestellt werden, das zu mehr als zwanzig Prozent
(20%) im Isotop U-235 enthält, wenn die Kom-
mission feststellt, daß für eine solche Übertragung
eine technische oder wirtschaftliche Begründung
gegeben ist.

D. Sofern nichts anderes vereinbart wird, be-
steht Einverständnis, daß es zur Gewährleistung
der Verfügbarkeit der Gesamtmenge im Isotop
U-235 angereicherten Urans, das auf Grund des
vorliegenden Abkommens für ein bestimmtes,
im Anhang beschriebenes Reaktorprojekt zuge-
teilt wird, erforderlich ist, daß mit der Errich-
tung des Projektes entsprechend dem im Anhang
aufgestellten Zeitplan begonnen wird und daß die
Österreichische Bundesregierung oder von ihr
ermächtigte Personen einen Vertrag für diese
Menge so rechtzeitig abschließen, daß die Kom-
mission das Material für die erste Brennstoff-
beschickung beschaffen kann. Es besteht ferner
Einverständnis, daß, falls die Österreichische
Bundesregierung oder von ihr ermächtigte Per-
sonen einen Vertrag für eine geringere als die
gesamte für ein bestimmtes Projekt zugeteilte
Menge im Isotop U-235 angereicherten Urans
abzuschließen wünschen oder den Liefervertrag
nach Abchluß kündigen, die von der Zuteilung
für dieses Projekt verbleibende Menge nicht mehr
zur Verfügung steht und die im Artikel X vor-
gesehene maximale berichtigte Nettomenge U-235
entsprechend herabzusetzen ist, sofern nichts
anderes vereinbart wird.

E. Im Rahmen der in Artikel X vorgesehenen
Einschränkungen darf die auf Grund von Arti-
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kel VII Absatz B oder Artikel VIII übertragene
und unter der Hoheitsgewalt der Österreichischen
Bundesregierung befindliche Menge des im Isotop
U-235 angereicherten Urans für den Betrieb von
Reaktoren oder Reaktorexperimenten zu keiner
Zeit jene Menge übersteigen, die für die Be-
schickung dieser Reaktoren oder Reaktorexperi-
mente benötigt wird, zuzüglich jener Menge, die
nach Ansicht der Vertragsstaaten für den wirk-
samen und ständigen Betrieb dieser Reaktoren
oder Reaktorexperimente erforderlich ist.

F. Wenn ein besonderes Kernmaterial, das auf
Grund des vorliegenden oder des ersetzten Ab-
kommens von den Vereinigten Staaten von
Amerika bezogen wurde, eine Wiederaufberei-
tung verlangt oder bestrahlte Brennstoffelemente,
die auf Grund des vorliegenden oder des er-
setzten Abkommens von den Vereinigten Staaten
von Amerika bezogenes Brennstoffmaterial ent-
halten, aus einem Reaktor entnommen und der
Form oder dem Gehalt nach verändert werden
sollen, erfolgt eine solche Wiederaufbereitung
bzw. Veränderung in Anlagen, die für beide
Vertragsstaaten annehmbar sind, nachdem die
Vertragsstaaten gemeinsam festgestellt haben, daß
die Bestimmungen des Artikels XII in wirk-
samer Weise angewendet werden können.

G. Jenes besondere Kernmaterial, das durch
Bestrahlungsvorgänge in irgendeinem von der
Kommission im Rahmen dieses oder des er-
setzten Abkommens verpachteten Brennstoffteil
entsteht, wird der Pächterin zugeschlagen und
ist nach der in Absatz F dieses Artikels vorge-
sehenen Wiederaufbereitung an die Pächterin
zurückzustellen, wobei gleichzeitig das Eigentum
an diesem Material an die Pächterin übertragen
wird.

H. Kein besonderes Kernmaterial, welches durch
Verwendung von Material hergestellt wurde, das
auf Grund dieses oder des ersetzten Abkom-
mens an die Österreichische Bundesregierung oder
ihrer Hoheitsgewalt unterstehende ermächtigte
Personen übergeben worden war, wird an einen
anderen Staat oder eine Gruppe von Staaten
übergeben, es sei denn, die Kommission stimmt
einer solchen Übergabe zu.

I. Einige Atomenergie-Materialien, um deren
Beistellung die Kommission gemäß dem vorlie-
genden Abkommen gegebenenfalls ersucht wird
oder die der Österreichischen Bundesregierung
auf Grund des ersetzten Abkommens beigestellt
wurden, sind für Personen und Sachen schädlich,
wenn sie nicht mit Vorsicht behandelt und ver-
wendet werden. Nach der Übergabe solcher
Materialien trägt die Österreichische Bundes-
regierung, soweit die Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika betroffen wird, die gesamte
Verantwortung für die gefahrlose Behandlung
und Verwendung solcher Materialien. Was die
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Ausgangs- oder besonderen Kernmaterialien oder
die Reaktormaterialien betrifft, die die Kommis-
sion gemäß dem vorliegenden Abkommen der
Österreichischen Bundesregierung oder ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Personen gegebe-
nenfalls verpachtet oder auf Grund des ersetzten
Abkommens verpachtet hat, hat die Österreichi-
sche Bundesregierung die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika für jegliche Haf-
tung (einschließlich der Haftung gegenüber Drit-
ten) aus jedem wie immer gearteten Grund zu
entschädigen und schadlos zu halten, der sich
aus der Herstellung oder Fabrikation, dem
Eigentum, der Pacht sowie dem Besitz und der
Verwendung von solchen Ausgangs- oder beson-
deren Kernmaterialien oder Reaktormaterialien
nach Übergabe durch die Kommission an die
Österreichische Bundesregierung oder an eine
ihrer Hoheitsgewalt unterstehende Person ergibt.

ARTIKEL X

Die berichtigte Nettomenge U-235 in dem
angereicherten Uran, das gemäß den Artikeln V,
VII und VIII während der Laufzeit des vor-
liegenden Abkommens über Zusammenarbeit
oder des ersetzten Abkommens von den Ver-
einigten Staaten von Amerika an die Republik
Österreich übertragen wird, soll insgesamt
12.000 kg nicht überschreiten. Zur Berechnung
der Übertragungen, die innerhalb der Höchst-
menge von 12.000 kg U-235 auf Grund der ge-
nannten Artikel oder des ersetzten Abkommens
erfolgten, ist die folgende Berechnungsmethode
anzuwenden:

Von

(1) der Menge U-235, die in dem gemäß den
genannten Artikeln oder dem ersetzten Ab-
kommen übertragenen angereicherten Uran ent-
halten ist, abzüglich

(2) der in einer gleich großen Menge Uran
normaler Isotopenanalyse enthaltenen Menge
U-235, ist abzuziehen

(3) die Summe der Mengen an U-235, die
in rückgewinnbarem, aus den Vereinigten Staaten
stammendem Uran enthalten ist, das entweder
an die Vereinigten Staaten von Amerika über-
tragen oder mit Genehmigung der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika gemäß
dem vorliegenden Abkommen oder dem er-
setzten Abkommen an einen anderen Staat oder
an eine Gruppe von Staaten übertragen wurde,
abzüglich

(4) der in einer gleich großen Menge Uran
normaler Isotopenanalyse enthaltenen Menge
U-235.
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ARTIKEL XI

Die Österreichische Bundesregierung garantiert,
daß

(1) die in Artikel XII vorgesehenen Sicher-
heitsmaßnahmen aufrechterhalten werden;

(2) kein auf Grund dieses Abkommens oder
des ersetzten Abkommens käuflich oder auf
anderem Wege an die Österreichische Bundes-
regierung oder ihrer Hoheitsgewalt unterstehende
ermächtigte Personen übertragenes Material, ein-
schließlich Ausrüstungen und Geräte, und kein
durch Verwendung solcher Materialien, Aus-
rüstungen und Geräte erzeugtes besonderes Kern-
material für Atomwaffen, für Zwecke der Atom-
waffenforschung und -entwicklung oder für
irgendeinen sonstigen militärischen Zweck ver-
wendet wird;

(3) kein auf Grund dieses Abkommens oder
des ersetzten Abkommens an die Österreichische
Bundesregierung oder ihrer Hoheitsgewalt unter-
stehende ermächtigte Personen übertragenes
Material, einschließlich Ausrüstungen und Geräte,
an nicht ermächtigte oder der Hoheitsgewalt
der Österreichischen Bundesregierung nicht unter-
stehende Personen übertragen wird, es sei denn,
die Kommission stimmt einer solchen Über-
tragung an einen anderen Staat oder eine Gruppe
von Staaten zu, und auch in diesem Falle nur
dann, wenn diese Übertragung nach Auffassung
der Kommission in den Rahmen eines Abkom-
mens über Zusammenarbeit zwischen der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika und
dem anderen Staat oder der Gruppe von Staaten
fällt.

ARTIKEL XII

A. Die Österreichische Bundesregierung und
die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika betonen, daß es in ihrem gemeinsamen
Interesse liegt, sicherzustellen, daß alle der Öster-
reichischen Bundesregierung oder einer ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Person auf Grund
des vorliegenden Abkommens oder des ersetzten
Abkommens zur Verfügung gestellten Materia-
lien, Ausrüstungen oder Geräte ausschließlich für
friedliche Zwecke Verwendung finden.

B. Soweit nicht die im vorliegenden Abkom-
men vorgesehenen Kontrollrechte durch die An-
wendung von Sicherheitskontrollen der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation ausgesetzt
werden, wie dies in Artikel XIII vorgesehen
ist, stehen der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika unbeschadet sonstiger Bestimmun-
gen des vorliegenden Abkommens folgende
Rechte zu:

(1) Das Recht auf Überprüfung der Planung
aller gemäß dem vorliegenden Abkommen oder
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auf Grund des ersetzten Abkommens der Öster-
reichischen Bundesregierung oder einer ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Person von der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
oder einer ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden
Person zur Verfügung gestellten oder zur Ver-
wendung, Herstellung oder Verarbeitung eines
solchermaßen zur Verfügung gestellten Materials
(Ausgangsmaterial, besonderes Kernmaterial,
Moderatormaterial oder sonstiges, von der Kom-
mission bezeichnetes Material) bestimmten

(a) Reaktoren und

(b) sonstigen Ausrüstungen und Geräte, deren
Konstruktion nach den Feststellungen der
Kommission für die wirksame Anwendung
von Sicherheitsmaßnahmen wesentlich ist,

um dadurch die Planung und den Betrieb für
friedliche Zwecke zu gewährleisten und eine wirk-
same Anwendung der Sicherheitsmaßnahmen zu
ermöglichen.

(2) Das Recht,
(i) die Führung und Vorlage von Auf-

zeichnungen über den Betriebsablauf
zu verlangen und Berichte anzufordern
und entgegenzunehmen, um den
sicheren Nachweis derartiger Materia-
lien zu erleichtern, und

(ii) zu verlangen, daß alle derartigen, sich
in der Obhut der Österreichischen
Bundesregierung oder einer ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Person
befindlichen Materialien allen in diesem
Artikel vorgesehenen Sicherheitsmaß-
nahmen sowie den gemäß Artikel XI
zu leistenden Garantien unterliegen;

dieses Recht gilt für jedes der Österreichischen
Bundesregierung oder einer ihrer Hoheitsgewalt
unterstehenden Person auf Grund des vorliegen-
den oder des ersetzten Abkommens von der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
oder einer ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden
Person zur Verfügung gestellte Ausgangsmaterial
oder besondere Kernmaterial sowie für jedes
Ausgangsmaterial oder besondere Kernmaterial,
das in den folgenden, auf diese Weise zur Ver-
fügung gestellten Materialien, Ausrüstungen
oder Geräten verwendet, daraus rückgewonnen
oder durch Verwendung derselben erzeugt wird,
nämlich:

(a) Ausgangsmaterial, besonderes
Kernmaterial, Moderatormaterial
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oder sonstiges von der Kommis-
sion bezeichnetes Material,

(b) Reaktoren und
(c) sämtliche andere Ausrüstungen

oder Geräte, die von der Kommis-
sion als Gegenstände bezeichnet
werden, die unter der Voraus-
setzung, daß die Bestimmungen
dieses Unterabsatzes B (2) Anwen-
dung finden, zur Verfügung zu
stellen sind.

(3) Das Recht, die Hinterlegung jedes in Ab-
satz B (2) genannten besonderen Kernmaterials,
das nicht laufend für friedliche Zwecke in der
Republik Österreich verwendet und auch nicht
gemäß Artikel IX übertragen wird oder auf
Grund einer von den Vertragsstaaten einver-
nehmlich getroffenen Abmachung einer ander-
weitigen Verfügung unterliegt, in solchen Lagern
zu verlangen, die von der Kommission bezeichnet
werden.

(4) Das Recht, nach Fühlungnahme mit der
Österreichischen Bundesregierung Personen zu
bestimmen, die in der Republik Österreich zu
allen Orten und Unterlagen Zutritt haben, die
zum Nachweis der in Absatz B (2) dieses Artikels
genannten Ausgangs- und besonderen Kern-
materialien erforderlich sind, um festzustellen,
ob das vorliegende Abkommen eingehalten wird,
und allenfalls für notwendig erachtete unab-
hängige Messungen vorzunehmen, und zwar, falls
dies einer der beiden Vertragsstaaten wünscht,
in Begleitung von durch die Österreichische
Bundesregierung bestimmten Personen.

(5) Das Recht, das vorliegende Abkommen
vorübergehend außer Kraft zu setzen oder zu
beenden und die Rückstellung aller in Absatz B
(2) dieses Artikels angeführten Materialien, Aus-
rüstungen und Geräte zu verlangen, wenn die
Bestimmungen dieses Artikels oder die in Arti-
kel XI angeführten Garantien nicht eingehalten
werden oder die Österreichische Bundesregierung
den Bestimmungen dieses Artikels innerhalb einer
angemessenen Frist nicht nachkommt.

(6) Das Recht, in Fragen der Gesundheit und
Sicherheit mit der Österreichischen Bundes-
regierung Fühlung zu nehmen.

C. Die Österreichische Bundesregierung ver-
pflichtet sich, die Durchführung der in diesem
Artikel vorgesehenen Sicherheitsmaßnahmen zu
ermöglichen.

ARTIKEL XIII

A. In Anbetracht der Tatsache, daß die Inter-
nationale Atomenergie-Organisation auf Grund
eines Abkommens, das von der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika am 15. Juni
1964 und von der Österreichischen Bundes-
regierung und der Internationalen Atomenergie-
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Organisation am 28. Juli 1964 unterzeichnet
wurde, bei unter das ersetzte Abkommen fal-
lenden Materialien, Ausrüstungen und Anlagen
Sicherheitsmaßnahmen bereits anwendet und in
der Erkenntnis, daß die weitere Benützung der
Anlagen und Dienstleistungen der Internationalen
Atomenergie-Organisation wünschenswert ist,
vereinbaren die vertragschließenden Parteien, daß
die Internationale Atomenergie-Organisation er-
sucht werden wird, die Anwendungen ihrer
Sicherheitsmaßnahmen fortzusetzen und sie auch
auf Materialien, Ausrüstungen und Anlagen an-
zuwenden, die unter das vorliegende Abkommen
fallen. Die nötigen Vereinbarungen werden durch
ein von den Vertragsstaaten und der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation mitein-
ander abzuschließendes Übereinkommen ohne
Änderung des vorliegenden Abkommens getrof-
fen werden.

B. Sollte das in Absatz A dieses Artikels er-
wähnte neue trilaterale Übereinkommen nicht
sofort wirksam werden oder vor Ablauf des
vorliegenden Abkommens beendet werden und
sollten die Vertragsstaaten sich nicht sofort über
die Wiederaufnahme von Sicherheitsmaßnahmen
der Organisation einigen können, so kann jeder
Vertragsstaat durch Notifikation das vorliegende
Abkommen beenden. Bevor einer der beiden
Vertragsstaaten Schritte zur Beendigung des vor-
liegenden Abkommens unternimmt, werden die
Vertragsstaaten die wirtschaftlichen Auswirkun-
gen einer solchen Beendigung sorgfältig in Er-
wägung ziehen. Keiner der beiden Vertragsstaaten
wird seine Kündigungsrechte in Anspruch neh-
men, bevor dem anderen Vertragsstaat eine hin-
reichend befristete Vorankündigung zugegangen
ist, die der Österreichischen Bundesregierung,
falls sie die andere vertragschließende Partei ist,
die Durchführung von Vorkehrungen zur Bereit-
stellung einer anderen Energiequelle und der
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika,
falls sie die andere vertragschließende Partei ist,
die Anpassung der Erzeugungszeitpläne gestattet.
Sollte eine Kündigung durch einen der beiden
Vertragsstaaten erfolgen, wird die Österreichische
Bundesregierung auf Verlangen der Regierung
der Vereinigten Staaten von Amerika das gesamte
besondere Kernmaterial, das sie auf Grund des
vorliegenden oder des ersetzten Abkommens er-
halten hat und das sich in ihrem Besitz oder im
Besitz von ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden
Personen befindet, an die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika zurückstellen. Die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
wird die Österreichische Bundesregierung bzw.
die deren Hoheitsgewalt unterstehenden Perso-
nen für ihre Ansprüche in bezug auf solcher-
maßen zurückgestelltes Material entsprechend
dem zu diesem Zeitpunkt in den Vereinigten
Staaten von Amerika geltenden Preistarif der
Kommission entschädigen.
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ARTIKEL XIV

Die gemäß dem vorliegenden Abkommen vor-
gesehenen Rechte und Pflichten der Vertrags-
staaten erstrecken sich, soweit anwendbar, auf
Tätigkeiten der Zusammenarbeit, die auf Grund
des ersetzten Abkommens eingeleitet wurden,
einschließlich der auf Grund derselben über-
tragenen Informationen, Materialien, Ausrüstun-
gen und Geräte, ohne sich jedoch auf diese zu
beschränken.

ARTIKEL XV

Dieses Abkommen tritt mit dem Tage in
Kraft, an dem jede der beiden Regierungen von
der anderen Regierung die schriftliche Mitteilung
erhalten hat, daß sie alle gesetzlichen und ver-
fassungsrechtlichen Erfordernisse für das Inkraft-
treten dieses Abkommens erfüllt hat, und bleibt
für einen Zeitraum von dreißig (30) Jahren in
Geltung.

ZU URKUND DESSEN haben die dazu
gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Washington, am elften Juli
1969, in zwei Ausfertigungen in deutscher und
englischer Sprache, die beide in gleicher Weise
authentisch sind.

FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH:

Gruber m. p.

FÜR DIE VEREINIGTEN STAATEN VON
AMERIKA:

George S. Springsteen m. p.

Glenn T. Seaborg m. p.
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ANHANG

ÖSTERREICHISCHES LEISTUNGSREAKTOR-PROGRAMM FÜR
ANGEREICHERTES URAN
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bun-
desminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie, vom
Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen, vom Bundesminister für Bauten
und Technik, vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 23. Jänner 1970

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Soronics

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Mock

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Das vorliegende Abkommen ist nach Übersendung der in seinem Artikel XV vorgesehenen
Mitteilungen am 24. Jänner 1970 in Kraft getreten.

Klaus
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86.
A b k o m m e n

über den österreichisch-niederländischen ge-
werblichen Straßenverkehr und Werkver-

kehr

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie der Republik Österreich und der
Staatssekretär für Verkehr und Waterstaat der
Niederlande, von dem Wunsche geleitet, den
internationalen Verkehr von Personen und
Gütern auf der Straße zu fördern, haben in
Weiterführung der dem Abkommen vom
6. Mai 1959 zugrundeliegenden Zielsetzungen
folgendes vereinbart:

I. Gelegenheitsverkehr mit Omnibussen

A r t i k e l 1

1. Die im Heimatstaat zur Durchführung von
grenzüberschreitendem Gelegenheitsverkehr
mit Omnibussen befugten Unternehmer be-
dürfen für Gelegenheitsfahrten in das Gebiet
und durch das Gebiet des anderen Staates
keiner weiteren Berechtigung dieses Staates.
Neue Fahrgäste dürfen in dem anderen Staat
nicht aufgenommen werden; Ausnahmen be-
dürfen der Genehmigung dieses Staates.

2. Bei Fahrten in das Gebiet oder durch das Ge-
biet des anderen Staates ist ein vom Heimat-
staat zugelassener Nachweis über die in
Punkt 1 erwähnte Befugnis mitzuführen und
auf Verlangen den zuständigen Kontroll-
organen vorzuzeigen.

II. Güterverkehr

A r t i k e l 2

Unternehmer, die ihren Sitz in einem der
beiden Staaten haben und zur Beförderung von
Gütern befugt sind, bedürfen zum grenzüber-
schreitenden Straßengüterverkehr zwischen ihrem
Heimatstaat und dem anderen Staat sowie zum
Transitverkehr durch den anderen Staat hin-
durch einer Genehmigung des anderen Staates,
die von den gemäß Artikel 11 dieses Abkommens
zuständigen Stellen des Heimatstaates ausgestellt
wird.

A r t i k e l 3

Einer Genehmigung bedürfen nicht:
a) die gelegentliche Beförderung von Gütern

nach und von Flughäfen bei Umleitung der
Flugdienste;

b) die Beförderung von Gepäck in Anhängern
an Kraftfahrzeugen, mit denen bestim-
mungsgemäß Reisende befördert werden
und die Beförderung von Gepäck mit
Fahrzeugen jeglicher Art nach und von
Flughäfen;

c) die Beförderung von Postsendungen;
d) die Beförderung von beschädigten Fahr-

zeugen;
e) die Beförderung von Müll und Fäkalien;
f) die Beförderung von Tierkörpern zur Tier-

körperbeseitigung;
g) die Beförderung von Bienen und Fischbrut;
h) die Überführung von Leichen;
i) die Beförderung von Kunstgegenständen

und Kunstwerken, die für Ausstellungen,
für Messen oder für gewerbliche Zwecke
bestimmt sind;

j) die Beförderung von Gegenständen und
Ausrüstungen, die ausschließlich zur Wer-
bung und Information bestimmt sind;

k) die Beförderung von Umzugsgut durch
Unternehmungen, die über entsprechende
Fachkräfte und Ausrüstungen verfügen;

1) die Beförderung von Geräten, Zubehör
und Tieren zu oder von Theater-, Musik-,
Film-, Sport- und Zirkusveranstaltungen,
Messen oder Jahrmärkten, sowie für Rund-
funk-, Film- oder Fernsehaufnahmen.

A r t i k e l 4

1. An niederländische Unternehmer wird die Ge-
nehmigung nur beim Vorliegen einer nieder-
ländischen Berechtigung zur Beförderung von
Gütern im grenzüberschreitenden Verkehr
mit Kraftfahrzeugen ausgegeben.

2. An österreichische Unternehmer wird die Ge-
nehmigung nur beim Vorliegen einer öster-
reichischen Berechtigung zur Beförderung von
Gütern mit Kraftfahrzeugen ausgegeben.

A r t i k e l 5

Die in Artikel 2 vorgesehene Genehmigung
ist bei allen Fahrten in den anderen Staat mit-
zuführen und auf Verlangen den zuständigen
Kontrollorganen vorzuweisen.

A r t i k e l 6

Die Verkehrsunternehmer sind verpflichtet,
die im anderen Staat sonst geltenden gewerbe-
rechtlichen Vorschriften und die Bestimmungen
des Verkehrs- und Kraftfahrrechtes einzuhalten.

A r t i k e l 7

Die Genehmigung lautet auf einen bestimmten
Namen oder eine bestimmte Firma und ist nicht
übertragbar. Sie gilt entweder für ein Kraftfahr-
zeug oder für einen Kraftwagenzug.

A r t i k e l 8

Orts- und Unterwegsverkehr innerhalb des
anderen Staates ist nicht gestattet; Ausnahmen
bedürfen der Bewilligung dieses Staates.
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A r t i k e l 9

Dem Unternehmer ist es gestattet, vom
anderen Staat Rückfrachten mitzunehmen.

A r t i k e l 10

Die Form der Ausgabe und die Anzahl der
Genehmigungen richten sich nach der von den
zuständigen Behörden von Jahr zu Jahr ge-
troffenen Vereinbarung.

A r t i k e l 11

Die Genehmigungen werden im Königreich
der Niederlande durch das Ministerie van Ver-
keer en Waterstaat oder durch die von diesem
bevollmächtigten Stellen und in der Republik
Österreich durch das Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie ausgestellt. Für
die Genehmigungen soll in beiden Staaten mög-
lichst der gleiche Wortlaut verwendet werden.

III. Gemeinsame Bestimmungen

A r t i k e l 12

1. Die vertragschließenden Teile werden wegen
aller Fragen, die sich aus der Durchführung
dieses Abkommens ergeben, laufend in un-
mittelbarer Verbindung bleiben und auf Ver-
langen einander Auskünfte über die ausge-
stellten Genehmigungen erteilen.

2. Die Vertreter der vertragschließenden Teile
werden, um die gute Durchführung dieses Ab-
kommens zu gewährleisten, erforderlichenfalls
in gemischten Kommissionen zusammentreten,
die zur Klärung von Fragen, die sich aus dem
Abkommen ergeben, berufen sind.

A r t i k e l 13

Im Falle der Übertretung der Bestimmungen
dieses Abkommens auf dem Gebiete eines der
beiden Staaten wird die zuständige Behörde des
Landes, in dem das Fahrzeug zugelassen ist, die
ihrer nationalen Gesetzgebung entsprechenden
Maßnahmen treffen. Die vertragschließenden
Teile werden einander auf Verlangen darüber
informieren.

A r t i k e l 14

Im Falle des Königreiches der Niederlande gilt
dieses Abkommen nur für das europäische Ge-
biet des Königreiches.

A r t i k e l 15

1. Dieses Abkommen tritt zwei Monate nach
seiner Unterzeichnung in Kraft.

2. Es kann nach Ablauf eines Jahres bei Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von drei Monaten
gekündigt werden.

Geschehen zu Wien, am 2. Februar 1970 in
zweifacher Urschrift in deutscher Sprache.

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie der Republik Österreich:

Mitterer m. p.

Der Staatssekretär für Verkehr und Waterstaat
der Niederlande:

Keyzer m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 15 Absatz 1 am 2. April 1970 in Kraft.

Klaus

8 7 .

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN

BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG VON SPANIEN ÜBER DIE
BEZIEHUNGEN AUF DEM GEBIETE

DES FILMWESENS

Die Österreichische Bundesregierung
und

die Regierung von Spanien

in dem Bestreben, die bestehende Zusammen-
arbeit zwischen den Filmindustrien in beiden
Staaten im beiderseitigen Interesse zu vertiefen,

in der Überzeugung, daß diese Zusammen-
arbeit zur wirksamen Verbreitung der Kultur
beider Völker beiträgt und die wirtschaftliche
Entwicklung in beiden Staaten fördert,
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von dem Wunsche getragen, daß Filme, die sich
durch ihren künstlerischen Wert, ihre technischen
Vorzüge und ihren besonderen Aufwand aus-
zeichnen, in den Genuß der Vorteile von Ge-
meinschaftsproduktionen kommen,

sind wie folgt übereingekommen:

ABSCHNITT 1: FILMAUSTAUSCH

Artikel I

Die Einfuhr und Auswertung von Spielfilmen
in Originalfassung, mit oder ohne Untertiteln,
wird ohne Einschränkung im Rahmen der gelten-
den gesetzlichen Bestimmungen bewilligt werden.

Artikel II

(1) Die zuständigen österreichischen Behörden
werden jährlich während der Geltungsdauer
dieses Abkommens im Rahmen der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen die Einfuhr und Aus-
wertung genehmigen für

a) 10 spanische Langspielfilme in nachsyn-
chronisierter Fassung;

b) 2 spanische Langspielfilme für jeden Film,
der im Rahmen dieses Abkommens in
österreichisch-spanischer Gemeinschaftspro-
duktion hergestellt worden ist, und
2 spanische Langspielfilme für jeden spani-
schen Film, der im Gebiete der Republik
Österreich gedreht wird, vorausgesetzt, daß
die tatsächliche Drehdauer 2 Wochen nicht
unterschreitet.

(2) Die zuständigen spanischen Behörden wer-
den jährlich während der Geltungsdauer dieses
Abkommens im Rahmen der geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen die Einfuhr und Auswer-
tung für 10 österreichische Langspielfilme in
nachsynchronisierter Fassung genehmigen.

Artikel III

Die Behörden der beiden Vertragschließenden
Teile werden außerdem während der Dauer dieses
Abkommens Bewilligungen zur Einfuhr und Aus-
wertung von Filmen beliebiger Länge in Ori-
ginalfassung oder nachsynchronisierter Fassung
mit dokumentarischem, kulturellem, erzieheri-
schem oder wissenschaftlichem Charakter — ins-
besondere auch von Kinder- und Jugendfilmen —
sowie von Kinofilmen, die für das Fernsehen be-
stimmt sind, im Rahmen der geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen in liberaler Weise ge-
währen.

Artikel IV

(1) Die Einfuhr von Material (Bild und Ton)
aus Wochenschauen spanischen oder österreichi-
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schen Ursprungs wird von den beiden Vertrag-
schließenden Teilen im Rahmen ihrer geltenden
gesetzlichen Bestimmungen in liberaler Weise
genehmigt werden.

(2) Die Bestimmung des vorhergehenden Ab-
satzes findet keine Anwendung auf die Einfuhr
ganzer Wochenschauen, die dazu bestimmt sind,
ohne jede Änderung im Einfuhrstaate aufgeführt
zu werden. Dies gilt ebenso für solches Material
(Bild und Ton), das für die Zusammensetzung
von Wochenschauen bestimmt ist, die den Cha-
rakter einer Wochenschau des Ausfuhrstaates un-
verändert wiedergeben.

(3) Die bloße Umstellung der Bilderfolge einer
eingeführten Wochenschau, ihre Kürzung oder
unwesentliche Erweiterung werden nicht als Ver-
änderung angesehen.

Artikel V

(1) Die in den vorhergehenden Artikeln be-
handelte Einfuhr von Filmen sowie von Bild-
und Tonmaterial ist im Rahmen der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen beiderseits von der
Vorlage einer Bestätigung darüber abhängig, daß
es sich dabei um eine österreichische oder spani-
sche Produktion handelt.

(2) Diese Bestätigungen werden österreichi-
scherseits vom Fachverband der Filmindustrie
Österreichs und spanischerseits vom Ministerium
für Information und Tourismus ausgestellt wer-
den.

ABSCHNITT 2: GEMEINSCHAFTS-
PRODUKTIONEN

Artikel VI

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragschließenden Teile werden die Herstellung
von Filmen beliebiger Länge in Gemeinschafts-
produktion zwischen österreichischen und spani-
schen Produzenten im Rahmen der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen fördern.

(2) Die Gemeinschaftsproduzenten von Lang-
spielfilmen sollen folgenden Bedingungen Rech-
nung tragen:

a) Die Zulassung der Filme zu den Begünsti-
gungen der Gemeinschaftsproduktion ist
von der vorherigen gegenseitigen Zustim-
mung der zuständigen Behörden der beiden
Vertragschließenden Teile abhängig, denen
die Gemeinschaftsproduzenten die Unter-
lagen hinsichtlich der künstlerischen, tech-
nischen und finanziellen Elemente des
Filmes spätestens 30 Tage vor Beginn der
Dreharbeiten vorzulegen haben. Die zu-
ständigen Behörden sind: In der Republik
Österreich der Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie, in Spanien das
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Ministerium für Information und Touris-
mus. Beide Behörden werden vor Erteilung
der Zustimmung miteinander Fühlung
nehmen.

b) Die Innen- und Außenaufnahmen müssen
entweder in Österreich oder in Spanien er-
folgen, jedoch können Außenaufnahmen
und Aufnahmen von Originalschauplätzen
in einem Staat, der nicht an der Gemein-
schaftsproduktion teilnimmt, durchgeführt
werden, wenn Drehbuch und Milieu es er-
fordern.

c) Die Minderheitsbeteiligung darf nicht
unter 25°/o der Produktionskosten des je-
weiligen Filmes liegen. Aus wirtschaftlichen
Gründen kann eine Minderheitsbeteiligung
von lediglich 15% der Kosten genehmigt
werden. Falls der spanische Produzent der
Minderheitsbeteiligte ist, muß sein Anteil
an den Produktionskosten mindestens
5,000.000 Peseten betragen.

d) Die technischen und künstlerischen Mit-
wirkenden müssen die spanische oder die
österreichische Staatsangehörigkeit besitzen.
Jedoch können die zuständigen Behörden
der beiden Vertragschließenden Teile die
Teilnahme von Technikern und Künstlern
aus dritten Staaten gestatten, wenn diese
ständig in einem der beiden Staaten woh-
nen und arbeiten; ebenso können der Film-
regisseur und ein oder zwei Künstler die
Staatsangehörigkeit dritter Staaten besitzen,
vorausgesetzt, daß sie internationalen Ruf
genießen.

(3) Die zuständigen Behörden des einen Ver-
tragschließenden Teiles werden nach Anhörung
der zuständigen Behörden des anderen Vertrag-
schließenden Teiles in sinngemäßer Anwendung
der Bestimmungen des Absatzes 2 Kurzfilme als
Gemeinschaftsproduktion zulassen.

Artikel VII

(1) Für jeden Film in Gemeinschaftsproduktion
werden zwei Negative oder ein Originalnegativ
und ein Dub- oder Internegativ hergestellt.

(2) Jeder Gemeinschaftsproduzent ist Eigen-
tümer eines Originalnegatives oder eines Dub-
oder Internegatives, das er im Rahmen der
geltenden gesetzlichen Bestimmungen ohne irgend-
welche Beschränkungen in seinen Staat einführen
kann. Das Originalnegativ steht jedem der Ge-
meinschaftsproduzenten in gleicher Weise zur
Verfügung.

Artikel VIII

(1) In Gemeinschaftsproduktion hergestellte
Filme werden von den zuständigen Behörden der
beiden Vertragschließenden Teile als nationale
Filme gewertet werden und genießen damit nach
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Erfüllung der im Rahmen der geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen vorgesehenen Voraus-
setzungen jene Vergünstigungen, die für Filme
des eigenen Staates bereits vorgesehen sind oder
in Zukunft von jedem der beiden Vertrag-
schließenden Teile vorgesehen werden. Die Sub-
ventionen begünstigen jedoch nur den Gemein-
schaftsproduzenten des Staates, von dem sie ge-
währt werden.

(2) Der Titelvorspann jeder Kopie eines Ge-
meinschaftsproduktionsfilmes und das Werbe-
material für diesen muß die Namen aller be-
teiligten Produktionsunternehmen und den Hin-
weis enthalten, daß es sich um eine österreichisch-
spanische Gemeinschaftsproduktion handelt.

(3) Der Gemeinschaftsproduktionsvertrag muß
eine Regelung darüber enthalten, welcher Partner
berechtigt ist, den Gemeinschaftsproduktionsfilm
zur Teilnahme an international anerkannten
Filmfestspielen anzumelden.

Artikel IX

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragschließenden Teile werden die Herstellung
von international besonders wertvollen Gemein-
schaftsproduktionsfilmen in Gemeinschaftsarbeit
zwischen Spanien, Österreich und Drittstaaten im
Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen fördern.

(2) Die Genehmigung solcher Filme ist Gegen-
stand einer Prüfung im Einzelfalle.

(3) Bei derartigen Gemeinschaftsproduktionen
soll die finanzielle Beteiligung der Produktions-
unternehmen jedes einzelnen Staates mindestens
15% der Gesamtproduktionskosten betragen.
Falls der spanische Produzent der Minderheits-
beteiligte ist, darf sein Anteil an den Pro-
duktionskosten nicht unter 5,000.000 Peseten
liegen.

Artikel X

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragschließenden Teile werden für die Ein- und
Ausfuhr der für die Herstellung und Auswertung
der Gemeinschaftsproduktionsfilme erforderlichen
Materialien (unbelichtete und belichtete Filme,
Apparate, Kostüme, Dekorationen und weiteres
Zubehör) sowie für Reisen, den Aufenthalt und
die Arbeitsbewilligung der Filmschaffenden alle
möglichen Erleichterungen gewähren.

(2) Die Gemeinschaftsproduzenten können Be-
träge beisteuern, um ihre finanzielle Beteiligung
bis zu dem Höchstsatz von 50% ihres Anteiles
zu ergänzen. Die Vertragschließenden Teile wer-
den den diesbezüglichen Transfer genehmigen.
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Artikel XI

(1) Im Falle der Ausfuhr eines Gemeinschafts-
produktionsfilmes nach einem Staate, in dem die
Einfuhr von Filmen Beschränkungen unterworfen
ist, soll diese zu Lasten des Kontingentes jenes
Staates gehen, welchem der Produzent mit dem
überwiegenden Anteil an den Produktionskosten
des Filmes angehört.

(2) Jene Filme, an denen die Produzenten
beider Staaten zu gleichen Teilen beteiligt sind,
sollen zu Lasten des Kontingentes jenes Staates
gehen, der im Abnehmerland bessere Absatzmög-
lichkeiten hat.

(3) Falls Beschränkungen nur gegenüber einem
der beiden Staaten bestehen, soll der Film als aus
dem Staate stammend angesehen werden, gegen-
über welchem keine Beschränkung besteht, un-
abhängig davon, aus welchem Staate mehr zur
Produktion beigetragen wurde.

ABSCHNITT 3: ALLGEMEINES

Artikel XII

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragschließenden Teile unterrichten einander
regelmäßig über die Erteilung von Einfuhr-, Aus-
wertungs- und Gemeinschaftsproduktionsgeneh-
migungen sowie über etwaige Abänderungen oder
Ergänzungen solcher Genehmigungen.

(2) Beide Vertragschließenden Teile werden
im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen die erforderliche Genehmigung zum
reibungslosen Transfer der jeweiligen Einspiel-
ergebnisse erteilen.

Artikel XIII

Die Bestimmungen des Artikels X Absatz 1
werden sinngemäß im Rahmen der geltenden
gesetzlichen Bestimmungen auch auf Filmauf-
nahmen jeder Art österreichischer Produzenten
in Spanien und spanischer Produzenten in Öster-
reich angewendet.

Artikel XIV

(1) Eine Gemischte Kommission hat die Auf-
gabe, die reibungslose Durchführung dieses Ab-
kommens zu beobachten, etwaige Änderungen
vorzuschlagen und zu gegebener Zeit die Grund-
lagen für ein neues Abkommen vorzubereiten.

(2) Die Kommission kann auch einberufen
werden, wenn ein Vertragschließender Teil zu der
Ansicht gelangt, daß im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragschließenden Teiles eine Lage
eintritt, die geeignet ist, die Marktbedingungen
zu verändern.
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(3) Die spanische Delegation in dieser Kom-
mission wird jeweils vom Ministerium für Aus-
wärtige Angelegenheiten bestellt.

(4) Der Vorsitzende der österreichischen Dele-
gation in dieser Kommission wird jeweils vom
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In-
dustrie bestellt. Dem Vorsitzenden werden die
erforderlichen Beamten und Filmfachleute zur
Seite gestellt.

(5) Die Kommission tritt innerhalb eines
Monats zusammen, nachdem ein Vertrag-
schließender Teil dies verlangt hat.

Artikel XV

Dieses Abkommen tritt 60 Tage nach seiner
Unterzeichnung für die Dauer von zwei Jahren
in Kraft. Seine Wirksamkeit verlängert sich auto-
matisch jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es
nicht spätestens drei Monate vor seinem Ablauf
schriftlich gekündigt wird.

GESCHEHEN zu WIEN, am 9. Februar 1970
in zweifacher Urschrift in deutscher und spani-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Meisl m. p.

Für die Regierung von Spanien:

Buxó-Dulce m. p.

Klaus


